
hinderten zu sehen, und das ist eine heilsame Geschichte gewe­
sen. Aber wir haben auch schmerzlich gemerkt, daß wir nicht al­
les auf einmal erreichen. Wir haben gesagt, wir tun den ersten 
Schritt jetzt und versprechen uns, daß wir miteinander die näch­
sten Schritte, die nötig sind, tun werden.

(Beifall)

Stellvertreter der Präsidentin Frau Dr. Niederkirchner:

Herr Abgeordneter Dr. Altmann, sind Sie bereit Fragen zu be­
antworten?

(Dr. Altmann, CDU: Ja.)

Börner (PDS):

Herr Abgeordneter! Zunächst einmal: Die Pflichtabgabe ist zu 
bezahlen, wenn die Betriebe keine Menschen mit Behinderung 
einstellen. Das war offensichtlich mißverständlich. Sie sagten 
selbst, der Pflichtabgabesatz wird die Betriebe wahrscheinlich 
nicht bekehren. Geht es Ihnen darum, Finanzen aus diesem 
Pflichtabgabesatz für ein - ich sage es einmal überspitzt - Almo­
sen für Menschen mit Behinderung zu erhalten? Öder geht es Ih­
nen darum, wirklich Arbeitsplätze für Menschen mit Behinde- 
"'ing zu schaffen?

Zweitens. Sie sagten, daß Sie davon ausgehen, daß die soziale 
Marktwirtschaft in der Lage ist, allen Menschen, die arbeitswil­
lig sind, Arbeitsplätze zu verschaffen. Gehen Sie davon aus, daß 
die 2 Millionen Arbeitslosen in der Bundesrepublik alle nicht ar­
beitswillig sind?

Dr. Altmann (CDU):

Lassen Sie mich zunächst bei den Schwerbehinderten bleiben. 
Ich denke, daß die finanzielle Anregung schon wirkt. Es sind ja 
nicht nur die Bestrafung der Betriebe oder eben diese Pflichtab­
gabe von 200,- Mark für jeden nicht mit einem Schwerbehinder­
ten besetzten Platz da, sondern eben auch finanzielle Anreize, 
und trotzdem meine ich, das allein ist es nicht, sondern wenn die 
Industrie entdeckt, welche Potenzen hinter Schwerbehinderten 
an Einsatzwilligkeit, auch an Fähigkeiten liegen, dann wird die 
Sache fassen.

Die Arbeit mit dem Abgeordneten Demloff hat mir ein lebendi­
ges Bild von Arbeitsvermögen und Zähigkeit vermittelt. Ich den­
ke, das muß die Industrie begreifen. Wenn sie das tut, dann 

’hwinden auch die Vorbehalte und Widerstände.

(Zuruf: Das lernt man bei der PDS! - Beifall)

Stellvertreter der Präsidentin Frau Dr. Niederkirchner:

Eine weitere Anfrage der Abgeordneten Birthler.

Frau Birthler (Bündnis90/Grüne):

Ich wüßte gern Ihre Haltung gegenüber der Tatsache, daß eine 
sehr, sehr große Zahl von Empfängern niedriger Einkommen 
auf Sozialhilfe angewiesen sein wird und damit ihr Vermögen, 
ihr verwertbares Eigentum in Anspruch genommen wird. Stim­
men Sie mit mir überein in der Feststellung, daß es sich hier ganz 
und gar nicht um die Schwachen handelt, sondern um leistungs­
bereite, leistungsstarke Menschen, die schwach gemacht wer­
den?

Dr. Altmann (CDU/):

So theoretisch gebe ich Ihnen völlig recht, aber wenn man den 
konkreten Fall einmal vor Augen hat, wenn Sie also von einem ei­
genen Vermögen sprechen, das der Betreffende hat, dann halte

ich es allerdings für ungerechtfertigt, daß er Sozialhilfe in An­
spruch nimmt. Wenn er ein Vermögen hat, dann ist er nicht so­
zial schwach.

Frau Birthler (Bündnis 90/Grüne):

Entschuldigung, es handelt sich um Ersparnisse, die höher 
sind als 500 oder 700 Mark, und das ist doch durchaus kein Ver­
mögen.

Dr. Altmann (CDU):

Alle solche Mindestbeträge sind ja von der Sozialhilfe ausge­
nommen. Auch ein kleines Haus, das sie selber bewohnen, wird 
nicht in Anspruch genommen.

Dr. Kröger (PDS):

Herr Altmann, stimmen Sie mir zu, wenn Sie dieses Beispiel 
mit 100 Arbeitnehmern bringen, daß dann der Betrieb, wenn 
man es hochrechnet, mit 18 750 Mark belastet wird, daß er daran 
wirtschaftlich nicht zugrunde geht?

Dr. Altmann (CDU):

Ich bin mit diesen Zahlen überfordert.

(Heiterkeit)

Sie wissen das ganz bestimmt sehr viel besser, ich bin kein Wirt­
schaftler. Aber wenn ein Viertel des Gesamtgewinns eines Be­
triebes auf der Strecke bleibt, ist das schon ein erheblicher An­
teil. Das meine ich allerdings.

Dr. Kröger (PDS):

Wissen Sie, wenn ein Betrieb mit 100 Man nur einen Gewinn 
von 18 750 Mark mal 4 erwirtschaftet, ist das sehr wenig in einem 
Jahr zusammen.

Dr. Altmann (CDU):

Nein, ich glaube nicht, daß ein Betrieb mit 100 Mann nur 18 000 
Mark erwirtschaften kann.

(Pietsch, Bündnis 90/Grüne: Herr Dr. Altmann, gehen Sie mit, 
wenn ich sage, daß die Ausgleichsabgabe von den Betrieben, 
vom Arbeitgeber von der Steuer abgesetzt werden kann und da­
mit die Hälfte davon wieder vom Staat getragen wird?)

Also, von der Steuer absetzen heißt ja nicht, daß Sie den gan­
zen Betrag vom Staat erstattet bekommen, sondern nur, daß der 
steuerpflichtige Betrag um diese Summe vermindert wird. Wie­
viel real davon wirklich herauskommt, das sind etwa 15 Prozent. 
Daß er auf diese Art und Weise diese 15 Prozent vom Staat zu­
rückbekommt, das finde ich auch nicht in Ordnung, und ich den­
ke, das wird bei uns auch nicht so sein.

Stellvertreter der Präsidentin Frau Dr. Niederkirchner:

Eine weitere Anfrage.

Schulz (CDU/DA):

Herr Abgeordneter, wäre es nicht sinnvoll, wenn man jetzt den 
Ausführungen des Abgeordneten Demloff folgt über seine 
Schwierigkeiten, die er mit dem Regime in den letzten 20 Jahren 
hatte, wo er praktisch im Aus dieser Gesellschaft stand, und wür­
de es nicht der PDS gut anstehen, wenn sie von ihren Milliarden,

611


